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Für bereits bewilligte Förderanträ-
ge hat der Förderstopp keine 

Auswirkungen. Die bisherige Bewilli-
gung eines Förderantrages erfolgt 
in Form eines Verwaltungsaktes. Der 
Widerruf eines rechtmäßigen 
Verwaltungsaktes ist nur unter ein-
geschränkten Voraussetzungen 
möglich, § 49 VwVfG. Die im Verwal -
tungsverfahrensgesetz vorgesehen -
en Widerrufsgründe liegen nach bis-
heriger erster Einschätzung nicht 
vor. Für Antragsteller, die einen ent-
sprechenden Förderungsbescheid 
bereits erhalten haben, ändert also 
der Förderstopp die rechtliche Situ -
ation nicht; die bewilligte Förderung 
wird weiterhin durch die KfW ge-
währt werden. 

Dagegen steht für die bis zum 
24. Januar 2022 beantragten, 

aber noch nicht bewilligten Förder -
anträge die Entscheidung, ob diese 
nachträglich gewährt werden, noch 
aus. Die derzeit bereitgestellten 
KfW-Mittel reichen offenbar für die 
Vielzahl der Anträge nicht aus. Es 
wird daher geprüft, ob für die bis 
zum Förderstopp eingereichten An-
träge ein Angebot zinsverbilligter 
Kredite der KfW erfolgt.

Für den Fall, dass keine Bewilli-
gung der Anträge erfolgte oder 

die Bundesregierung ein durch die 
KfW angebotenes Darlehenspro-
gramm nicht neu auflegt, müssen 
die Bauwilligen aufgrund des Aus-
falls der Förderung entweder mit ei-
nem höheren Finanzierungsbedarf 
rechnen oder – soweit dies zeitlich 
noch möglich ist – die Baumaßnah-
me durch Umplanung reduzieren. 
Ggfs. werden einzelne Bauwillige 
von der Errichtung ihrer Immobilien 
auch Abstand nehmen.

Soweit zum jetzigen Zeitpunkt 
bereits durch die Bauwilligen als 

Auftraggeber Architekten und Inge-
nieurverträge geschlossen wurden, 
steht ihnen zwar das jederzeitige 
freie Kündigungsrecht des BGB-
Werkvertrages zu; eine Kündigungs-
erklärung der Auftraggeber führt je-
doch zu einem Vergütungsanspruch 
des Planers auch für die nicht mehr 
zu erbringende Leistung; Ingenieure 
und Architekten müssen sich jedoch 
dasjenige anrechnen lassen, was sie 
in Folge der Aufhebung des Vertra-
ges an Aufwendungen erspart ha-
ben oder durch anderweitige Ver-
wendung ihrer Arbeitskraft erwer -
ben. Dennoch besteht ein erheb -

liches wirtschaftliches Risiko für die 
Auftraggeber.

Soweit die Bauwilligen ihr Bauvor-
haben in abgeänderter Form rea-

lisieren wollen, werden Architekten 
und Ingenieure Umplanungen vor-
nehmen müssen. Hier ist den Ver-
tragsparteien des Planervertrages 
dringend zu empfehlen, hinsichtlich 
der dadurch entstehenden zusätzli-
chen Vergütungsansprüche der Ar-
chitekten und Ingenieure eine vor-
herige schriftliche Vereinbarung 
nach § 10 Honorarordnung für Ar-
chitekten und Ingenieure (HOAI) zu 
treffen. Demnach kann eine Eini-
gung zwischen Auftraggeber und 
Auftragnehmer erfolgen, dass der 
Umfang der beauftragten Leistung 
geändert wird. Diese Änderung ist 
in Textform zu dokumentieren. Dar-
über hinaus sieht § 10 Abs. 2 HOAI 
vor, dass bei Wiederholung von 
Grundleistungen durch den Archi-
tekten oder Ingenieur das Honorar 
für die Grunddienstleistung ent-
sprechend ihrem Anteil an der je -
weiligen Leistungsphase in Text-
form zu vereinbaren ist.

Was bedeutet dies konkret?

Die Bundesförderung für effiziente Gebäude (BEG) der KfW wurde am 24.01.2022 ohne 
vorherige Ankündigung und mit sofortiger Wirkung vorläufig gestoppt. Als Begründung 
verweist die KfW auf die enorme Antragsflut der letzten Wochen und dadurch ein-
getretene Ausschöpfung der für die Bundesförderung bereitgestellten Haushaltsmittel. 
Betroffen sind 50.000 bis 80.000 Bauvorhaben. Welche rechtlichen Konsequenzen ergeben 
sich aus dem vorläufigen Programmstopp der Bundesförderung?

KfW-Förderung:
Wie umgehen mit dem 
Förderstopp?
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Ist die Leistungsphase 2 (Vorpla-
nung) noch nicht beendet, schul-

det der Planer die Erarbeitung einer 
Vorplanung und das Bewerten von 
Varianten nach gleichen Anforde-
rungen. Gleiche Anforderungen lie-
gen bei Einhaltung des bisherigen 
Planungskonzepts vor. Da sich das 
Planungskonzept jedoch insbeson-
dere durch das zur Verfügung ste-
hende Budget definiert, dürften 
grundsätzlich veränderte wirt-
schaftliche Mittel der Bauwilli-gen 
auch veränderte Anforderungen an 
das Planungskonzept nach sich zie-
hen. Eine durch den Förderstopp er-
forderliche Reduzierung des Bauvo-
lumens mit geänderter technischer 
Ausstattung, geänderten Anforde-
rungen an Leitungsführung etc. und 
der Reduzierung des Raumprogram-

mes dürfte grundsätzlich eine Pla-
nung erfordern, die nicht als „Vari-
ante nach gleichen Anforderungen“ 
anzusehen ist, sondern als alternati-
ver Lösungsansatz nach verschiede-
nen Anforderungen. Damit würde es 
sich um eine Besondere Leistung 
handeln, die gesondert zu vergüten 
ist. 

Soweit die Vorplanung bereits ab-
geschlossen ist, führt eine er-

neute Erarbeitung der Vorplanung 
zu einer wiederholenden Grundleis-
tung und wäre entsprechend der 
einschlägigen Splitting-Tabellen er-
neut durch den Auftraggeber zu 
vergüten. Spätestens mit der Been-
digung der Vorplanung besteht kein 
Raum für die kostenneutrale Erar-
beitung von weiteren Varianten. 

Auftragnehmer und Auftraggeber 
sind also gut beraten, vor Be-

ginn weiterer Planungsleistungen 
zunächst eine schriftliche Einigung 
über die Vergütung zu erzielen. Da-
bei bieten sich unterschiedliche 
Vergütungsmodelle (Splitting-
Tabelle, Pauschalhonorar, Honorar 
nach Stundenaufwand etc.) an. 

Karolina Eickenjäger
Fachanwältin für Bau- und
Architektenrecht
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